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Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Pflege-
kompetenz (Pflegekompetenzgesetz – PKG) 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir bedanken uns für die Möglichkeit der Stellungnahme zum Referen-
tenentwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Pflegekompetenz (Pflege-
kompetenzgesetz – PKG), die wir hiermit gerne wahrnehmen. Wir kon-
zentrieren uns dabei auf die kommunal besonders relevanten Aspekte. 
 
Die Zielsetzungen des Entwurfs werden ausdrücklich begrüßt. Zwar 
fehlt es weiterhin an einem erforderlichen Systemwechsel in der 
Pflege, der auch die Finanzierung angeht. Es werden jedoch erste wich-
tige Schritte zur langfristigen Sicherstellung der Versorgung gegangen.  
 
 
Bewertung des Referentenentwurfs im Einzelnen: 
 
§ 9 SGB XI: Stärkung der Rolle der Kommunen 
 
Der Deutsche Städtetag fordert seit langem, die Rolle der Kommunen zu 
stärken. Eine Forderung ist, die Pflegestrukturplanung der Kommunen 
verbindlicher zu gestalten. Zulassung und Förderung von Einrichtungen 
sollten danach nur noch nach Zustimmung durch die Kommune erfol-
gen. Dies ist bedeutend, um eine bedarfsgerechte Quartiersentwicklung 
zu verfolgen. Mit dem Gesetzentwurf werden die Länder aufgefordert, 
entsprechende Regelungen zu schaffen. Die Effektivität und Praktikabi-
lität der neuen Regelung ist jedoch abhängig von ihrer landesrechtlichen 
Umsetzung, die abzuwarten bleibt Die Länder haben zudem den Kon-
nexitätsgrundsatz zu beachten.  
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§12 b) (2): Bereitstellung von Daten durch die Pflegekassen 
 
Die neu geplante Regelung zur Bereitstellung von Daten der Pflegekassen zur 
regionalen Versorgungssituation an die Kommunen wird positiv bewertet. Die 
Evaluation von Versorgungsdaten durch die Pflegekassen bzw. ihrer Landesver-
bände wird dazu beitragen, die kommunale Versorgungssituation zu erfassen 
und auszuwerten. Im Referentenentwurf bleiben aber einige Aspekte bezüglich 
der Ausgestaltung der Daten unklar. Die Daten sind aus sozialplanerischer Sicht 
nur kleinräumig von Relevanz, da nur so Schlüsse über die Versorgung im Quar-
tier und dem Sozialraum gezogen werden können. Die Kleinräumigkeit der Da-
ten ist sicherzustellen. Unverständlich ist, warum die Kommunen für den Bezug 
der Daten bezahlen sollen. Diese Daten sind notwendig, um die kommunale 
Pflegeplanung fortzuschreiben und dem Auftrag der kommunalen Daseinsvor-
sorge nachzukommen. Sie müssen den Kommunen kostenfrei zur Verfügung 
gestellt werden. 
 
 
§ 45 a niedrigschwellige Unterstützungs- und Entlastungsangebote 
 
Erleichterungen für niedrigschwellige Unterstützungs- und Entlastungsange-
bote sind richtig und dringend angezeigt, um den akut-chronischen Mangel an 
solchen Angeboten auf kommunaler Ebene zu verringern. Dennoch ergeben 
sich aus dem neuen §45a Abs.4 Nr.3a SGB XI für die Geschäftsstelle der Aner-
kennung der Unterstützungsangebote im Alltag weitere Fragen. Gerade die 
Neuerung der Zulassung von Einzelhelferinnen und Einzelhelfern bedarf einer 
Neuorganisation von Zuständigkeiten. Hier ist wiederum die Umsetzung in den 
Ländern abzuwarten. Es ist eine bürokratiearme Umsetzung sicherzustellen, 
durch die die Kommunen nicht weiter belastet werden.  
 
 
§ 45 e Stärkung kommunaler Netzwerke 
 
Die Stärkung von kommunalen Netzwerken (§45e SGB XII) wird begrüßt. Die 
Organisation von Netzwerken auf der Grundlage integrierter Konzepte, die die 
Entwicklung der älteren und unterstützungsbedürftigen Bevölkerung in den 
Blick nehmen, wird zunehmend wichtiger. Durch die Einrichtung einer bun-
desweiten Geschäftsstelle kann die Einrichtung von Netzwerken in der Kom-
mune unterstützt und begleitet werden. Auch die erweiterte Fördermöglich-
keit unterstützt die Einrichtung neuer Netzwerke. Dennoch gestaltet sich eine 
Koordination solcher Netzwerke mit vorhandenen Personalressourcen für die 
Kommune als schwierig. Um die kommunalen Altenhilfe- und Pflegestrukturen 
sinnvoll zu gestalten, benötigen die Städte eine ausreichende Finanzierung. 
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§ 45j Leistungen in gemeinschaftlichen Wohnformen mit Verträgen zur pflege-
rischen Versorgung gemäß §92c 
 
Die Weiterentwicklung gemeinschaftlicher Wohnformen ist ebenfalls ein wich-
tiger Schritt und wird begrüßt. Die Überwindung der Sektorengrenzen und Zu-
lassung hybride Versorgungsformen ist eine Forderung, die der Deutschen 
Städtetag teilt. Der Gesetzentwurf bietet erste Ansätze in Richtung Öffnung, die 
in Zukunft aber sicherlich noch weitergehen müssen. Zudem ist fraglich, ob die 
pauschale Bezuschussung der Pflegebedürftigen in Höhe von 450 € ausreicht. 
Die Finanzierung der Pflege in allen Versorgungsbereichen ist auf neue Füße zu 
stellen.  
 
 
Die Erweiterung der Befugnisse von Pflegefachpersonen für bestimmte Aufga-
ben, die im SGB V geregelt werden. 
 
Eine Stärkung der Fachkompetenz und Ausweitung der Befugnisse wird begrüßt. 
Der Deutschen Städtetag sieht die Chancen, die mit der Ausweitung verfolgt 
werden. Wir sehen die Notwendigkeit einer stärkeren Zusammenarbeit zwi-
schen den verschiedenen Gesundheitsberufen, die die Kontinuität der Versor-
gung fördert und die Fragmentierung zwischen ambulanten und stationären 
Versorgungsstrukturen verringert. Wichtig bleibt jedoch eine klare Abgrenzung 
zwischen den Aufgaben der Pflegekräfte und den Ärzten, die in der Umsetzung 
sichergestellt werden muss, um Konflikte und Unklarheiten zu vermeiden. Die 
Implementierung der neuen Regelungen muss sorgfältig geplant werden. Ne-
ben klaren Regelungen zur Aufgabenverteilung, sind angemessene Qualifizie-
rungsmaßnahmen und eine ausreichende Ressourcenausstattung zu gewähr-
leisten. 
 
 
Weitere Änderungsnotwendigkeiten, die nicht im Referentenentwurf aufge-
nommen sind: 
 
Der Referentenentwurf verfolgt wichtige Schritte, die zur Sicherung der Ver-
sorgung pflegebedürftiger Menschen beitragen können. Diese Maßnahmen 
sind jedoch nicht ausreichend. Es bedarf weitere Schritte, von denen wir die 
folgenden herausstellen wollen:  
 
Die Beratung in die Verantwortung der Kommunen geben.  
 
Die Beratung zur Inanspruchnahme von Leistungen nach der Pflegeversiche-
rung soll weiterhin im Wesentlichen von den Pflegekassen übernommen wer-
den. Der Referentenentwurf verpflichtet die Pflegekassen nunmehr den Ge-
danken der Prävention und die Selbständigkeit fördernde Aspekte bei der Be-
ratung stärker zu berücksichtigen. Pflegebedürftige sind auf weitergehende 
Beratungs- und Unterstützungsangebote hinzuweisen. Es ist jedoch fraglich, 
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ob die Pflegekassen dem verfolgten Ziel gerecht werden können. Mit ihren Zu-
ständigkeiten decken die lediglich einen Teilbedarf der notwendigen Leistun-
gen und Unterstützung ab. Es sollte den Kommunen in Deutschland endlich 
ermöglicht werden, in der Beratung eine stärkere Rolle zu übernehmen. Auf-
grund der vielfältigen Bezüge zu originär kommunalen Aufgaben wie zum Bei-
spiel der Seniorenberatung, der Wohnraum- und Wohnanpassungsberatung, 
der allgemeinen Sozialberatung, der Altenhilfe etc. sind die Kommunen am 
besten in der Lage, den Bedürfnissen und Wünschen der Menschen vor Ort 
mit einem personenzentrierten, integrierten Beratungs- und Hilfeansatz Rech-
nung zu tragen. 
 
 
Die Pflege braucht eine zukunftsfeste Finanzierungsgrundlage. 
 
Das System zur Finanzierung der Pflege ist endlich zu reformieren. Die Pflege-
versicherung ist als Vollversicherung auszugestalten. Zumindest hat ein So-
ckel-Spitze-Tausch zu erfolgen, der den Beitrag der pflegebedürftigen Men-
schen auf einen festen Betrag festlegt und begrenzt. Die Beschränkung der 
Versicherungsleistung der Pflegekasse in § 43a SGB XI für Menschen mit Be-
hinderung ist aufzuheben.  
 
Eine Pflege, die für einen Großteil der Betroffenen nicht mehr in Eigenleistung 
zu erbringen ist und bei einer Vielzahl von Menschen zu einer Sozialhilfeab-
hängigkeit im Alter führt, ist sozialpolitisch nicht vertretbar. Zum anderen 
führt das bestehende Finanzierungssystem zu einer Überforderung der Kom-
munen als Sozialhilfeträger. Steigende Sozialhilfekosten schränken kommu-
nale Handlungsspielräume ein. Dem muss entgegengewirkt werden. Die Kom-
munen müssen dauerhaft in der Lage sein, in die soziale Infrastruktur zu inves-
tieren. Eine zukunftsfeste Ausgestaltung der Pflege ist auf Investitionen in die 
sozialräumliche Infrastruktur angewiesen. Wir erwarten zügig eine Finanzie-
rungsreform, die diese Aspekte angemessen berücksichtigt. 
 

 

 


